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§ 11 Zusätzliche Anforderungen an die Gebäude der Landesverwaltung 

(1) Über die Anforderungen des Gebäudeenergiegesetzes vom 8. August 2020 
(BGBl. I S. 1728) hinaus ist die Landesverwaltung verpflichtet, Gebäude so zu 
errichten, dass der Jahres-Primärenergiebedarf des Gebäudes höchstens 40 
Prozent des Höchstwertes des Jahres-Primärenergiebedarfs beträgt, der nach 
dem Gebäudeenergiegesetz für das Gebäude zulässig ist. 

Im Fall der Erweiterung eines bestehenden Gebäudes darf der Jahres-
Primärenergiebedarf des Erweiterungsbaus höchstens 40 Prozent des 
Höchstwertes für ein entsprechendes neu zu errichtendes Gebäude betragen. 

Im Fall der grundlegenden Renovierung oder sonstigen wesentlichen Änderung 
eines bestehenden Gebäudes darf im Ergebnis der Jahres-Primärenergiebedarf 
des gesamten Gebäudes höchstens 55 Prozent des Höchstwertes für ein 
entsprechendes neu zu errichtendes Gebäude betragen. 

§ 5 des Gebäudeenergiegesetzes in der in Satz 1 genannten Fassung bleibt 
unberührt. Die Verpflichtungen nach den Sätzen 1 bis 3 gelten nicht für 
Baumaßnahmen, für die mit der Planung vor dem 6. Juli 2022 begonnen wurde. 



(2) Die Landesverwaltung darf neu errichtete Gebäude zum Erstbezug nur dann 
ganz oder teilweise anmieten, wenn diese dem Standard nach Absatz 1 Satz 1 
entsprechen. 

(3) Bis zum Jahr 2025 sind 30 Prozent und bis zum Jahr 2040 100 Prozent aller 
hierfür geeigneten Dachflächen von bestehenden Gebäuden im Eigentum des 
Landes mit Photovoltaikanlagen auszustatten. Die Landesverwaltung kann zu 
diesem Zweck anderen Personen die Errichtung und die Nutzung von 
Photovoltaikanlagen auf Dachflächen im Eigentum des Landes stehender 
Gebäude für einen Zeitraum von bis zu 25 Jahren auch unentgeltlich gestatten. 



§ 17 Energieberichte 

(1) Jede Kommune erstellt einen Energiebericht und veröffentlicht diesen. Der 
Energiebericht soll dazu dienen, durch Offenlegung der Energieverbräuche 
Möglichkeiten zu deren Senkung und zur Einsparung von Energiekosten zu 
ermitteln. 

(2) Der Energiebericht enthält mindestens folgende Angaben: 

1. die je Kalenderjahr bei der Kommune anfallenden Kosten für Strom- und 
Heizenergie, die diesen Kosten zugrunde liegenden Verbräuche und die damit 
verbundenen Emissionen von Kohlendioxid sowie 

2. die Verbräuche je Kalenderjahr an Strom- und Heizenergie derjenigen von der 
Kommune genutzten Gebäude, für die bei der Kommune Energiekosten anfallen 
und für die aufgrund von separaten Abnahmestellen Einzeldaten vorhanden 
sind, jeweils bezogen auf die Nutzfläche im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 26, auch in 
Verbindung mit § 3 Abs. 1 Nr. 10 oder 22, des Gebäudeenergiegesetzes. 

Der Verbrauch an Heizenergie ist einer Witterungsbereinigung auf Grundlage 
eines den anerkannten Regeln der Technik entsprechenden Verfahrens zu 
unterziehen. 



(3) Der Energiebericht ist erstmalig für das Kalenderjahr 2022 zu erstellen und 
bis zum 31. Dezember 2023 zu veröffentlichen. Die folgenden Berichte umfassen 
jeweils einen Zeitraum von drei aufeinanderfolgenden Kalenderjahren 
(Berichtszeitraum), beginnend mit dem Kalenderjahr 2023, wobei die Angaben 
nach Absatz 2 für jedes Kalenderjahr in den Bericht aufgenommen werden 
müssen. Die Berichte sind jeweils bis zum 31. Dezember des auf den 
Berichtzeitraum folgenden Kalenderjahres zu veröffentlichen.



§ 19 Entsiegelungskataster (Inkrafttreten: 01.01.2024) 

(1) Jede Gemeinde, die nicht Mitglied einer Samtgemeinde ist, sowie jede 
Samtgemeinde ermittelt und erfasst bis zum 31. Dezember 2028, für welche 
Flächen ihres Gebietes die Möglichkeit zur Entsiegelung besteht. Die 
Erfassung erfolgt in einem vom Land zu diesem Zweck elektronisch 
bereitgestellten Entsiegelungskataster. Das Entsiegelungskataster ist 
fortlaufend zu ergänzen. 

(2) Das Land stellt jeder Gemeinde nach Absatz 1 und jeder Samtgemeinde ab 
dem Jahr 2026 jährlich Mittel von bis zu einem Zwölftel einer 
Vollzeitpersonalstelle der Entgeltgruppe 8 TVöD zur Verfügung. Die jährliche 
Berechnung der Höhe der Mittel erfolgt anhand der zum Zeitpunkt der 
Berechnung geltenden standardisierten Personalkostensätze. 



§ 20 Wärmeplanung (Inkrafttreten: 01.01.2024) 

(1) Jede Gemeinde, die nicht Mitglied einer Samtgemeinde ist, sowie jede 
Samtgemeinde ist verpflichtet, bis zum 31. Dezember 2026 einen 
Wärmeplan zu erstellen, sofern in der Gemeinde oder der Samtgemeinde 
gemäß dem Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen (Anlage 1 der 
Verordnung über das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen in der 
Fassung vom 26. September 2017, Nds. GVBl. S. 378) ein Ober- oder 
Mittelzentrum liegt. Der Wärmeplan ist spätestens alle fünf Jahre nach der 
jeweiligen Erstellung fortzuschreiben. 

(2) Jede Kommune nach Absatz 1 Satz 1 hat den Wärmeplan innerhalb von drei 
Monaten nach Fertigstellung zu veröffentlichen und dem Land vorzulegen. 
Fortschreibungen nach Absatz 1 Satz 2 sind innerhalb von drei Monaten 
nach Fertigstellung zu veröffentlichen und dem Land vorzulegen. Soweit 
Wärmepläne bereits vor dem 1. Januar 2024 erstellt wurden und die 
Anforderungen nach den Absätzen 4 und 5 erfüllen, sind diese spätestens bis 
zum 31. März 2024 zu veröffentlichen und vorzulegen; sie sind spätestens 
bis zum 31. Dezember 2031 und anschließend spätestens alle fünf Jahre 
nach der jeweiligen Erstellung fortzuschreiben. 



(3) Für die Veröffentlichung des Wärmeplans und seiner Fortschreibungen gilt 
im Übrigen § 21 Abs. 7. 

(4) Im Wärmeplan sind für das Gebiet der Kommune räumlich aufgelöst 
darzustellen: 

1. auf Grundlage einer systematischen und qualifizierten Datenerhebung der 
aktuelle Wärmebedarf und -verbrauch der Gebäude und die damit 
verbundenen Treibhausgasemissionen, einschließlich Informationen zu den 
vorhandenen Gebäudetypen und den Baualtersklassen sowie die aktuelle 
Wärmeversorgungsstruktur (Bestandsanalyse), 

2. die Potenziale zur Senkung des Wärmebedarfs und zur 
treibhausgasneutralen Versorgung der Gebäude mit Wärme aus 
erneuerbaren Energien einschließlich Geothermie sowie zur Versorgung der 
Gebäude mit Wärme aus Abwärme und KraftWärme-Kopplung 
(Potenzialanalyse) und 

3. Berechnungen darüber, wie sich der Wärmebedarf der Gebäude und die 
Wärmeversorgungsstruktur bis zum Jahr 2030 und darüber hinaus 
entwickeln müssen, um bis zum Jahr 2040 eine treibhausgasneutrale 
Wärmeversorgung der Gebäude zu erreichen. 



(5) Auf Grundlage der Darstellungen nach Absatz 4 sind im Wärmeplan 
Handlungsstrategien der Kommune zur Senkung und treibhausgasneutralen 
Deckung des Wärmebedarfs der Gebäude darzustellen sowie Maßnahmen 
zur Umsetzung der Handlungsstrategien zu benennen. Die Kommune soll 
mindestens fünf Maßnahmen nach Satz 1 benennen, mit deren Umsetzung 
innerhalb der auf die Veröffentlichung folgenden fünf Jahre begonnen 
werden soll. 

(6) Das Land weist den Kommunen nach Absatz 1 für die Wärmeplanung 
folgende Mittel zu: 

1. für die Erstaufstellung in den Jahren 2024 bis 2026 jährlich einen Betrag in 
Höhe von 16 000 Euro zuzüglich 0,25 Euro je Einwohnerin oder Einwohner 
und 

2. für die Fortschreibung ab dem Jahr 2027 jährlich einen Betrag in Höhe von 3 
000 Euro zuzüglich 0,06 Euro je Einwohnerin oder Einwohner. Die genannten 
Beträge stehen allen Kommunen nach Absatz 1 zu, auch wenn sie am 1. 
Januar 2024 bereits über einen kommunalen Wärmeplan gemäß den 
Absätzen 4 und 5 verfügen. Für die Zuweisung maßgeblich ist die von der für 
Statistik zuständigen Landesbehörde jeweils zum 31. Dezember des 
Vorjahres ermittelte Einwohnerzahl.



Im Ergebnis: 

• Erstellung von Energieberichten für von der Stadt genutzten 
Gebäude bis zum 31.12.2023, danach jährlich

• Erstellung eines kommunalen Wärmeplans bis 31.12.2026

• Erstellung eines Entsiegelungskatasters bis zum 31.12.2028





Inhaltsübersicht

Erster Abschnitt Allgemeine Vorschriften
§ 1 Zweck des Gesetzes 
§ 2 Begriffsbestimmungen 

Zweiter Abschnitt Niedersächsische Klimaschutzziele, Strategien des Landes 
§ 3 Niedersächsische Klimaschutzziele, Vorbildfunktion 
§ 4 Strategie zum Klimaschutz 
§ 5 Strategie für eine treibhausgasneutrale Landesverwaltung 
§ 6 Strategie zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels 
§ 7 Monitoring 

Dritter Abschnitt Klimaschutzaufgaben des Landes 
§ 8 Zuwendungen des Landes 
§ 9 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung bei Maßnahmen von finanzieller Bedeutung für die Landesverwaltung 
§ 10 Flächen für den Küsten- und Hochwasserschutz 
§ 11 Zusätzliche Anforderungen an die Gebäude der Landesverwaltung 
§ 12 Maßnahmen zum Klimaschutz im Verkehrssektor 
§ 13 Information über Ziele und Zwecke dieses Gesetzes 
§ 14 Klimakompetenzzentrum 
§ 15 Zuführungen an den Wirtschaftsförderfonds Niedersachsen 

Vierter Abschnitt Klimaschutzaufgaben der Kommunen 
§ 16 Aufgabenwahrnehmung 
§ 17 Energieberichte 
§ 18 Klimaschutzkonzepte, Fördermittelberatung (Inkrafttreten: 01.01.2024) 
§ 19 Entsiegelungskataster (Inkrafttreten: 01.01.2024) 
§ 20 Wärmeplanung (Inkrafttreten: 01.01.2024) 
§ 21 Datenverarbeitung zur Erstellung von Wärmeplänen (Inkrafttreten: 01.01.2024)



Inhaltsübersicht

Erster Abschnitt Allgemeine Vorschriften
§ 1 Zweck des Gesetzes 
§ 2 Begriffsbestimmungen 

Zweiter Abschnitt Niedersächsische Klimaschutzziele, Strategien des Landes 
§ 3 Niedersächsische Klimaschutzziele, Vorbildfunktion 
§ 4 Strategie zum Klimaschutz 
§ 5 Strategie für eine treibhausgasneutrale Landesverwaltung 
§ 6 Strategie zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels 
§ 7 Monitoring 

Dritter Abschnitt Klimaschutzaufgaben des Landes 
§ 8 Zuwendungen des Landes 
§ 9 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung bei Maßnahmen von finanzieller Bedeutung für die Landesverwaltung 
§ 10 Flächen für den Küsten- und Hochwasserschutz 
§ 11 Zusätzliche Anforderungen an die Gebäude der Landesverwaltung 
§ 12 Maßnahmen zum Klimaschutz im Verkehrssektor 
§ 13 Information über Ziele und Zwecke dieses Gesetzes 
§ 14 Klimakompetenzzentrum 
§ 15 Zuführungen an den Wirtschaftsförderfonds Niedersachsen 

Vierter Abschnitt Klimaschutzaufgaben der Kommunen 
§ 16 Aufgabenwahrnehmung 
§ 17 Energieberichte 
§ 18 Klimaschutzkonzepte, Fördermittelberatung (Inkrafttreten: 01.01.2024) 
§ 19 Entsiegelungskataster (Inkrafttreten: 01.01.2024) 
§ 20 Wärmeplanung (Inkrafttreten: 01.01.2024) 
§ 21 Datenverarbeitung zur Erstellung von Wärmeplänen (Inkrafttreten: 01.01.2024)



§ 11 Zusätzliche Anforderungen an die Gebäude der Landesverwaltung 

(1) Über die Anforderungen des Gebäudeenergiegesetzes vom 8. August 2020 
(BGBl. I S. 1728) hinaus ist die Landesverwaltung verpflichtet, Gebäude so zu 
errichten, dass der Jahres-Primärenergiebedarf des Gebäudes höchstens 40 
Prozent des Höchstwertes des Jahres-Primärenergiebedarfs beträgt, der nach 
dem Gebäudeenergiegesetz für das Gebäude zulässig ist. 

Im Fall der Erweiterung eines bestehenden Gebäudes darf der Jahres-
Primärenergiebedarf des Erweiterungsbaus höchstens 40 Prozent des 
Höchstwertes für ein entsprechendes neu zu errichtendes Gebäude betragen. 

Im Fall der grundlegenden Renovierung oder sonstigen wesentlichen Änderung 
eines bestehenden Gebäudes darf im Ergebnis der Jahres-Primärenergiebedarf 
des gesamten Gebäudes höchstens 55 Prozent des Höchstwertes für ein 
entsprechendes neu zu errichtendes Gebäude betragen. 

§ 5 des Gebäudeenergiegesetzes in der in Satz 1 genannten Fassung bleibt 
unberührt. Die Verpflichtungen nach den Sätzen 1 bis 3 gelten nicht für 
Baumaßnahmen, für die mit der Planung vor dem 6. Juli 2022 begonnen wurde. 



(2) Die Landesverwaltung darf neu errichtete Gebäude zum Erstbezug nur dann 
ganz oder teilweise anmieten, wenn diese dem Standard nach Absatz 1 Satz 1 
entsprechen. 

(3) Bis zum Jahr 2025 sind 30 Prozent und bis zum Jahr 2040 100 Prozent aller 
hierfür geeigneten Dachflächen von bestehenden Gebäuden im Eigentum des 
Landes mit Photovoltaikanlagen auszustatten. Die Landesverwaltung kann zu 
diesem Zweck anderen Personen die Errichtung und die Nutzung von 
Photovoltaikanlagen auf Dachflächen im Eigentum des Landes stehender 
Gebäude für einen Zeitraum von bis zu 25 Jahren auch unentgeltlich gestatten. 



§ 16 Aufgabenwahrnehmung 

Die Kommunen erfüllen die ihnen in den Vorschriften dieses Abschnitts 
zugewiesenen Klimaschutzaufgaben in eigener Verantwortung. 



§ 17 Energieberichte 

(1) Jede Kommune erstellt einen Energiebericht und veröffentlicht diesen. Der 
Energiebericht soll dazu dienen, durch Offenlegung der Energieverbräuche 
Möglichkeiten zu deren Senkung und zur Einsparung von Energiekosten zu 
ermitteln. 

(2) Der Energiebericht enthält mindestens folgende Angaben: 

1. die je Kalenderjahr bei der Kommune anfallenden Kosten für Strom- und 
Heizenergie, die diesen Kosten zugrunde liegenden Verbräuche und die damit 
verbundenen Emissionen von Kohlendioxid sowie 

2. die Verbräuche je Kalenderjahr an Strom- und Heizenergie derjenigen von der 
Kommune genutzten Gebäude, für die bei der Kommune Energiekosten anfallen 
und für die aufgrund von separaten Abnahmestellen Einzeldaten vorhanden 
sind, jeweils bezogen auf die Nutzfläche im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 26, auch in 
Verbindung mit § 3 Abs. 1 Nr. 10 oder 22, des Gebäudeenergiegesetzes. 

Der Verbrauch an Heizenergie ist einer Witterungsbereinigung auf Grundlage 
eines den anerkannten Regeln der Technik entsprechenden Verfahrens zu 
unterziehen. 



(3) Der Energiebericht ist erstmalig für das Kalenderjahr 2022 zu erstellen und 
bis zum 31. Dezember 2023 zu veröffentlichen. Die folgenden Berichte umfassen 
jeweils einen Zeitraum von drei aufeinanderfolgenden Kalenderjahren 
(Berichtszeitraum), beginnend mit dem Kalenderjahr 2023, wobei die Angaben 
nach Absatz 2 für jedes Kalenderjahr in den Bericht aufgenommen werden 
müssen. Die Berichte sind jeweils bis zum 31. Dezember des auf den 
Berichtzeitraum folgenden Kalenderjahres zu veröffentlichen.



§ 18 Klimaschutzkonzepte, Fördermittelberatung (Inkrafttreten: 01.01.2024) 

(1) Jeder Landkreis und jede kreisfreie Stadt sowie die Landeshauptstadt 
Hannover, die Stadt Göttingen und die Region Hannover ist verpflichtet, bis zum 
31. Dezember 2025 Klimaschutzkonzepte für die eigene Verwaltung zu erstellen, 
zu beschließen und bei Bedarf fortzuschreiben. 
Das Klimaschutzkonzept enthält mindestens:
1.eine Ausgangsbilanz der jährlichen Treibhausgasemissionen der Verwaltung, 
2.eine Zielsetzung zur Minderung der Treibhausgasemissionen der Verwaltung, 
die sich im Mindestmaß an dem Ziel der Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 
2045 (§ 3 Abs. 1 Nr. 1) orientiert, 
3.eine Festlegung von Zwischenzielen zur Erreichung des Ziels nach Nummer 2, 
4.eine Darstellung geplanter Maßnahmen, deren Umsetzung einen Beitrag zur 
Erreichung der in den Nummern 2 und 3 genannten Ziele leisten soll, und 
5.ein Verfahren, mit dem der Stand der Zielerreichung und der 
Maßnahmenumsetzung überprüft und anhand dessen Ergebnis über eine 
Fortschreibung des Klimaschutzkonzepts entschieden werden soll. 

(2) Jeder Landkreis und die Region Hannover ist ab dem 1. Januar 2025 
verpflichtet, die kreis- oder regionsangehörigen Gemeinden zur 
Inanspruchnahme von Klimaschutzfördermitteln zu beraten und bei deren 
Beantragung zu unterstützen. 



(3) Das Land weist den Landkreisen und der Region Hannover zur Erfüllung der 
Aufgaben nach den Absätzen 1 und 2 ab dem 1. Januar 2024 jährlich Mittel für 
zwei Vollzeitpersonalstellen der Entgeltgruppe 12 des Tarifvertrags für den 
öffentlichen Dienst vom 13. September 2005, zuletzt geändert durch 
Änderungstarifvertrag Nr. 18 vom 18. Oktober 2020 in seiner jeweils geltenden 
Fassung (TVöD) zuzüglich eines Betrages von 30 000 Euro zu. 

Das Land weist den kreisfreien Städten sowie der Landeshauptstadt Hannover 
und der Stadt Göttingen zur Erfüllung der Aufgabe nach Absatz 1 ab dem 1. 
Januar 2024 jährlich Mittel für eineinhalb Vollzeitpersonalstellen der 
Entgeltgruppe 12 TVöD zuzüglich eines Betrages von 30 000 Euro zu. Die 
jährliche Berechnung der Höhe der Mittel erfolgt anhand der zum Zeitpunkt der 
Berechnung geltenden standardisierten Personalkostensätze.



§ 19 Entsiegelungskataster (Inkrafttreten: 01.01.2024) 

(1) Jede Gemeinde, die nicht Mitglied einer Samtgemeinde ist, sowie jede 
Samtgemeinde ermittelt und erfasst bis zum 31. Dezember 2028, für welche 
Flächen ihres Gebietes die Möglichkeit zur Entsiegelung besteht. Die 
Erfassung erfolgt in einem vom Land zu diesem Zweck elektronisch 
bereitgestellten Entsiegelungskataster. Das Entsiegelungskataster ist 
fortlaufend zu ergänzen. 

(2) Das Land stellt jeder Gemeinde nach Absatz 1 und jeder Samtgemeinde ab 
dem Jahr 2026 jährlich Mittel von bis zu einem Zwölftel einer 
Vollzeitpersonalstelle der Entgeltgruppe 8 TVöD zur Verfügung. Die jährliche 
Berechnung der Höhe der Mittel erfolgt anhand der zum Zeitpunkt der 
Berechnung geltenden standardisierten Personalkostensätze. 



§ 20 Wärmeplanung (Inkrafttreten: 01.01.2024) 

(1) Jede Gemeinde, die nicht Mitglied einer Samtgemeinde ist, sowie jede 
Samtgemeinde ist verpflichtet, bis zum 31. Dezember 2026 einen 
Wärmeplan zu erstellen, sofern in der Gemeinde oder der Samtgemeinde 
gemäß dem Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen (Anlage 1 der 
Verordnung über das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen in der 
Fassung vom 26. September 2017, Nds. GVBl. S. 378) ein Ober- oder 
Mittelzentrum liegt. Der Wärmeplan ist spätestens alle fünf Jahre nach der 
jeweiligen Erstellung fortzuschreiben. 

(2) Jede Kommune nach Absatz 1 Satz 1 hat den Wärmeplan innerhalb von drei 
Monaten nach Fertigstellung zu veröffentlichen und dem Land vorzulegen. 
Fortschreibungen nach Absatz 1 Satz 2 sind innerhalb von drei Monaten 
nach Fertigstellung zu veröffentlichen und dem Land vorzulegen. Soweit 
Wärmepläne bereits vor dem 1. Januar 2024 erstellt wurden und die 
Anforderungen nach den Absätzen 4 und 5 erfüllen, sind diese spätestens bis 
zum 31. März 2024 zu veröffentlichen und vorzulegen; sie sind spätestens 
bis zum 31. Dezember 2031 und anschließend spätestens alle fünf Jahre 
nach der jeweiligen Erstellung fortzuschreiben. 



(3) Für die Veröffentlichung des Wärmeplans und seiner Fortschreibungen gilt 
im Übrigen § 21 Abs. 7. 

(4) Im Wärmeplan sind für das Gebiet der Kommune räumlich aufgelöst 
darzustellen: 

1. auf Grundlage einer systematischen und qualifizierten Datenerhebung der 
aktuelle Wärmebedarf und -verbrauch der Gebäude und die damit 
verbundenen Treibhausgasemissionen, einschließlich Informationen zu den 
vorhandenen Gebäudetypen und den Baualtersklassen sowie die aktuelle 
Wärmeversorgungsstruktur (Bestandsanalyse), 

2. die Potenziale zur Senkung des Wärmebedarfs und zur 
treibhausgasneutralen Versorgung der Gebäude mit Wärme aus 
erneuerbaren Energien einschließlich Geothermie sowie zur Versorgung der 
Gebäude mit Wärme aus Abwärme und KraftWärme-Kopplung 
(Potenzialanalyse) und 

3. Berechnungen darüber, wie sich der Wärmebedarf der Gebäude und die 
Wärmeversorgungsstruktur bis zum Jahr 2030 und darüber hinaus 
entwickeln müssen, um bis zum Jahr 2040 eine treibhausgasneutrale 
Wärmeversorgung der Gebäude zu erreichen. 



(5) Auf Grundlage der Darstellungen nach Absatz 4 sind im Wärmeplan 
Handlungsstrategien der Kommune zur Senkung und treibhausgasneutralen 
Deckung des Wärmebedarfs der Gebäude darzustellen sowie Maßnahmen 
zur Umsetzung der Handlungsstrategien zu benennen. Die Kommune soll 
mindestens fünf Maßnahmen nach Satz 1 benennen, mit deren Umsetzung 
innerhalb der auf die Veröffentlichung folgenden fünf Jahre begonnen 
werden soll. 

(6) Das Land weist den Kommunen nach Absatz 1 für die Wärmeplanung 
folgende Mittel zu: 

1. für die Erstaufstellung in den Jahren 2024 bis 2026 jährlich einen Betrag in 
Höhe von 16 000 Euro zuzüglich 0,25 Euro je Einwohnerin oder Einwohner 
und 

2. für die Fortschreibung ab dem Jahr 2027 jährlich einen Betrag in Höhe von 3 
000 Euro zuzüglich 0,06 Euro je Einwohnerin oder Einwohner. Die genannten 
Beträge stehen allen Kommunen nach Absatz 1 zu, auch wenn sie am 1. 
Januar 2024 bereits über einen kommunalen Wärmeplan gemäß den 
Absätzen 4 und 5 verfügen. Für die Zuweisung maßgeblich ist die von der für 
Statistik zuständigen Landesbehörde jeweils zum 31. Dezember des 
Vorjahres ermittelte Einwohnerzahl.



§ 21 Datenverarbeitung zur Erstellung von Wärmeplänen (Inkrafttreten: 
01.01.2024) 

(1) Jede Kommune darf die zur Erstellung ihres Wärmeplans erforderlichen 
Daten bei allen Personen und Stellen, bei denen solche Daten vorhanden 
sein könnten, erheben. Zu den Daten im Sinne des Satzes 1 können auch 
personenbezogene Daten, Daten, die Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse 
darstellen (Unternehmensgeheimnisse), und Daten, deren öffentliche 
Bereitstellung nachteilige Auswirkungen auf bedeutsame Schutzgüter der 
öffentlichen Sicherheit, insbesondere kritische Infrastrukturen, hätte 
(sicherheitskritische Informationen), gehören. Besondere Kategorien 
personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der Datenschutz-
Grundverordnung dürfen nicht erhoben werden. 

(2) Energieunternehmen gemäß § 2 Nr. 13 des Gesetzes über 
Energiedienstleistungen und andere Energieeffizienzmaßnahmen sind 
verpflichtet, den Kommunen auf Anforderung insbesondere zähler- oder 
gebäudescharfe Angaben zu Art, Umfang und Standorten des Energie- oder 
Brennstoffverbrauchs von Gebäuden oder Gebäudegruppen sowie des 
Stromverbrauchs zu Heizzwecken, insbesondere für Wärmepumpen und 
Direktheizungen, und Angaben zu Art, Alter, Nutzungsdauer, Lage und 
Leitungslänge von Wärme- und Gasnetzen, einschließlich des



Temperaturniveaus, der Wärmeleistung und der jährlichen Wärmemenge 
zu übermitteln. Öffentliche Stellen gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des 
Niedersächsischen Datenschutzgesetzes (NDSG) sowie bevollmächtigte 
Bezirksschornsteinfeger sind verpflichtet, den Kommunen auf Anforderung 
insbesondere gebäudescharfe Angaben zu Art, Brennstoff, 
Nennwärmeleistung und Alter von Anlagen zur Wärmeerzeugung sowie 
Angaben über deren Betrieb, Standort und Zuweisung zur Abgasanlage und 
die für die Aufstellung von Emissionskatastern im Sinne des § 46 des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes erforderlichen Angaben zu übermitteln. 
Für bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger beschränkt sich die 
Verpflichtung zur Datenübermittlung auf die Daten, die nach § 19 des 
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes im elektronischen Kehrbuch
einzutragen sind. 

(3) Die Inhaber von Betriebsstätten gemäß § 6 Abs. 1 bis 3 des 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrages im Gebiet der Kommune sowie öffentliche 
Stellen gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 NDSG sind verpflichtet, den Kommunen 
auf Anforderung Angaben über die Höhe ihres Endenergieverbrauchs, 
Wärmeenergiebedarfs oder -verbrauchs, die Art der 
Wärmeenergiebedarfsdeckung einschließlich des Anteils erneuerbarer 
Energien und von Kraft-Wärme-Kopplung sowie der anfallenden Abwärme zu 
übermitteln. 



(4) Unternehmensgeheimnisse und sicherheitskritische Informationen sind bei 
der Übermittlung als vertraulich zu kennzeichnen. Besondere Kategorien 
personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der 
DatenschutzGrundverordnung müssen nicht übermittelt werden. 

(5) Jede Kommune darf auch innerhalb ihrer Verwaltung bereits vorhandene 
Daten wie insbesondere Gebäudeadresse, Gebäudenutzung, Wohnfläche 
oder Bruttogeschossfläche, Geschosszahl, Energieträger zur 
Wärmeerzeugung und Gebäudebaualter zur Erstellung ihres Wärmeplans 
verwenden, soweit dies zu diesem Zweck erforderlich ist; dies gilt 
vorbehaltlich des Satzes 4 auch, soweit es sich dabei um personenbezogene 
Daten handelt und diese für andere Zwecke erhoben wurden. 2Besondere 
Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der 
Datenschutz-Grundverordnung dürfen nicht verwendet werden. 3Soweit für 
die Daten nach anderen Rechtsvorschriften Verwendungsbeschränkungen 
bestehen, die der Verwendung der Daten zur Erstellung eines Wärmeplans 
entgegenstehen, bleiben diese unberührt. 4 Im Übrigen darf die Kommune 
die bei ihr vorhandenen personenbezogenen Daten, die zu einem anderen 
Zweck erhoben wurden, zur Erstellung ihres Wärmeplans nur verwenden, 
soweit das öffentliche Interesse an der Erstellung des Wärmeplans das 
schutzwürdige Interesse der betroffenen Person am Ausschluss der 
Verarbeitung überwiegt.



(6) Die Kommune darf personenbezogene Daten nach den Absätzen 1 bis 5 zur 
Erstellung ihres Wärmeplans im Übrigen nur verarbeiten, solange und soweit 
dies für diesen Zweck erforderlich ist. Sobald dies nach dem Zweck der 
Verarbeitung, den Wärmeplan zu erstellen, möglich ist, sind 
personenbezogene Daten zu pseudonymisieren oder, wenn der Zweck der 
Verarbeitung dies zulässt, zu anonymisieren; sobald die Daten nicht mehr, 
auch nicht in pseudonymisierter oder anonymisierter Form, benötigt 
werden, sind sie zu löschen. 3Besondere Kategorien personenbezogener 
Daten im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der DatenschutzGrundverordnung sowie 
Unternehmensgeheimnisse dürfen nicht verarbeitet werden. Die Kommune 
hat sicherzustellen, dass keine sicherheitskritischen Informationen öffentlich 
bereitgestellt werden. 

(7) Die Wärmepläne und ihre Fortschreibungen sind nach Maßgabe des 
Absatzes 6 im Internet zu veröffentlichen. Dabei ist zu beachten, dass ein 
Wärmeplan bei der Veröffentlichung keine personenbezogenen Daten, keine 
Unternehmensgeheimnisse und keine sicherheitskritischen Informationen 
enthalten darf. 

(8) Zum Schutz der berechtigten Interessen der betroffenen Personen haben die 
Kommunen die Informationen gemäß Artikel 13 Abs. 3 und Artikel 14 Abs. 1 
und 2 der Datenschutz-Grundverordnung ortsüblich bekannt zu machen.



Im Ergebnis: 

• Erstellung von Energieberichten für von der Stadt genutzten 
Gebäude bis zum 31.12.2023, danach jährlich

• Erstellung eines kommunalen Wärmeplans bis 31.12.2026

• Erstellung eines Entsiegelungskatasters bis zum 31.12.2028


